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Qualität nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung zwischen Standesämtern
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsthematik sollte geprüft werden, ob das Merkmal zur Qualität nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung zwischen Standesämtern  berücksichtigt werden muss.
Lösung
Bei standesamtsinternen Nachrichten, die zur Eintragung eines Hinweises führen, sind Angaben zur nicht nachgewiesenen Identität oder Namensführung nicht erforderlich. Für standesamtsinterne Nachrichten, die Folgebeurkundungen auslösen ist maximal in Einzelfällen die Qualität „Identität nicht nachgewiesen“ für das empfangende Standesamt von Interesse. Diese Fälle können konventionell behandelt werden.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsthematik soll geprüft werden, ob das Merkmal zur Qualität nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung zwischen Standesämtern  berücksichtigt werden muss.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Konkret handelt es sich um folgende Felder in der Anlage1:
· 1199 Familiennamensführung nicht nachgewiesen (Kind)
· 1299 Identität nicht nachgewiesen (Mutter)
· 1399 Identität nicht nachgewiesen (Vater)
· 4299 Identität nicht nachgewiesen (Angaben zur verstorbenen Person)
· 4399 Identität nicht nachgewiesen (Familienstand der verstorbenen Person)
Für alle standesamtsinternen Nachrichten aus dem Geburtenregister sowie dem Sterberegister sollte geprüft werden, ob eines der o.g. Felder in der jeweilig mitzuteilenden Fallgestaltung vorkommen kann. Falls ja, benötigt der Empfänger die Information? (Kann der Empfänger der Mitteilung die Information lt. PStV bei sich speichern?)
Bearbeitungsschritte

Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-03-15
Die Geburten- und Sterbeeinträge können Daten enthalten, die nicht nachgewiesen sind. Durch die Zusätze „Namensführung nicht nachgewiesen“ beim Kind und „Identität nicht nachgewiesen “ bei Mutter und Vater, verstorbener Person und dessen Partner wird pauschal darauf hingewiesen. Für diese Einträge werden keine Geburts- und Sterbeurkunden ausgestellt, sondern nur beglaubigte Registerausdrucke. Entsprechende Vermerke gibt es auch im Ausländerwesen. In der Kommunikation StA2MB und in den Registern der Meldebehörden gibt es keine entsprechende Kennzeichnung. Das EG sieht die Gefahr, dass in den Meldebehörden (MB) unsichere Informationen der Standesämter als gesicherte Angaben ins Melderegister übernommen werden: Beispiel für einen konkreten Fall: 
1. Ein Flüchtling wird registriert und erhält eine BÜMA. In der BÜMA wird ausgedrückt, dass es sich um nicht nachgewiesene Angaben handelt. 
2. Mit den Daten der BÜMA erfolgt eine Anmeldung in der MB. In der MB wird ein unvollständiger Datensatz erzeugt, der die nicht nachgewiesenen Daten außen vor lässt. Der unvollständige Datensatz zeigt den Meldebehörden an, dass es sich um Angaben ohne Nachweise handelt. 
3. Der Flüchtling/Ausländer bekommt nun ein Kind. Im Zuge der Beurkundung werden im Standesamt mehr Daten erfasst, als auf der BÜMA eingetragen. Diese erhalten im Register die oben dargestellten Zusätze. 
4. Die im Zuge der Beurkundung erfassten (und z. T. beurkundeten) Daten werden an die MB übermittelt. Da dies ohne Kennzeichnung „nicht nachgewiesen“ erfolgt, wird der Datensatz im Melderegister mit den übermittelten Daten vervollständigt. 
5. Weil die Kennzeichnung vom StA nicht übermittelt wird und der Datensatz weniger unvollständig ist, entsteht in den Meldebehörden und bei deren externen Datenempfängern der Eindruck, dass es sich nunmehr um nachgewiesene Daten handelt. 
Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsthematik und der vielfältigen Kommunikationsbeziehungen zwischen Standesämtern, Meldebehörden, Aufnahmeeinrichtungen, Ausländerbehörden und dem Ausländerzentralregister sollte das Thema in das Teilprojekt „Schnittstellen und Standardisierung“ des IT-PLR-Koordinierungsprojekts „Digitalisierung des Asylverfahrens“ eingebracht werden. Zudem soll in XPersonenstand im Rahmen von CR 2016/94 geprüft werden, ob die Angabe bereits in allen relevanten StA-StA-Nachrichten enthalten ist.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-05-23
Innerhalb der in XPersonenstand spezifizierten Nachrichten ist die Übermittlung der Information „nicht nachgewiesen“ einzig an die Meldebehörden von Belang. 
Es gibt keine Übermittlung an andere Standesämter für Personen mit nicht nachgewiesener Identität, sodass die entsprechenden Übermittlungsanlässe nicht eintreten können.
Der vorliegende CR wird verworfen.
Die Übermittlung der Information „nicht nachgewiesen“ an die Meldebehörden wird in einem separaten CR behandelt (CR 102/2016).
Bearbeitet durch: AG Test	2016-11-16
Die AG Test teilt die Einschätzung der AG Modellierung nur teilweise. Bei Mitteilungen zu Hinweisen ist die Einschätzung korrekt. Allerdings schätzt die AG Test bei Mitteilungen zu Folgebeurkundungen anders ein. Hier wäre eine Übermittlung ggf. sinnvoll.
Beispiel:
1. Die Geburt eines Kindes wird beurkundet. Die Identität der Mutter ist nicht nachgewiesen, d.h. die Namensführung des Kindes ist nicht nachgewiesen.
2. Die Mutter ändert ihren Namen, die Namensänderung erstreckt sich auf das Kind (Nachricht 011030).
2a. Ist die Identität der Mutter nun nachgewiesen, ist auch die Namensführung des Kindes nun nachgewiesen.
2b. Ist die Identität der Mutter auch nach der Namensänderung nicht nachgewiesen, so kann dies der Empfänger der Nachricht 011030 nicht erkennen.
Das Thema wird an die AG Modellierung zurücküberwiesen.
Bearbeitet durch: AG Modellierung	2016-11-16
Der Frage, ob auch in der standesamtsinternen Kommunikation die Übermittlung der Tatsache, dass die Identität nicht nachgewiesen wurde, mitgeteilt werden muss, soll anhand der von der AG Test identifizierten Beispiele in 2017 weiter nachgegangen werden.
CR wird wieder in Arbeit genommen.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-01-11
Der von der AG Test skizzierte Fall kann so nicht auftreten, da eine Person, deren Identität nicht nachgewiesen ist auch keine namensrechtliche Erklärung abgeben kann.
Das EG hat alle standesamtsinternen Nachrichten geprüft, die Folgebeurkundungen auslösen und kommt zu dem Schluss, dass maximal in Einzelfällen die Qualität „Identität nicht nachgewiesen“ für das empfangende Standesamt von Interesse ist. Diese Fälle können konventionell behandelt werden.
[bookmark: _GoBack]Der CR kann damit verworfen werden.
Bearbeitet durch: AG Test	2017-05-10
Für die AG Test ist das Verwerfen des CRs plausibel.
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